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Einmal dort, immer dort. Wer
sich an Programme von Micro-
soft oder Google gewöhnt hat,
kommt fast nicht mehr davon
los. So geht es Gemeinden, Kan-
tonen und sogar der Bundes-
verwaltung.

Vor allem aus Bequemlichkeit
würdenVerwaltungen teure aus-
ländische Softwarelösungen je-
des Jahr automatisch verlängern,
sagt Marc Oehler. Er ist Chef von
Infomaniakmit Niederlassungen
in Genf undWinterthur. Die Fir-
ma mit 300 Angestellten macht
mit dem Verkauf von Diensten
wie E-Mail, Streaming, Video-
conferencing, Webhosting und
Cloudspeicher jährlich knapp
50 Millionen Franken Umsatz.
Damit könne sie, so Oehler, fast
alle Bedürfnisse von Firmen und
Verwaltungen abdecken, und
dies deutlich günstiger als be-
kannte US-Techfirmen. Die Vor-
stellung,Microsoft sei der einzi-
ge Anbieter umfassender Kolla-
borationstools, sei «einMythos».

Die Summen an IT-Ausgaben,
die ins Ausland fliessen, sind
enorm. Laut Zahlen der Berner
Fachhochschule (BFH) hat der
öffentliche Sektor seit 2015mehr
als 3,2 Milliarden Franken für
Clouddienste und Lizenzen an
ausländische IT-Riesen überwie-
sen, davon rund 1,3 Milliarden
allein an Microsoft. Besonders
brisant: Mehr als die Hälfte des
Geldes werde im sogenannten
«freihändigen Verfahren» ver-
geben, so die BFH-Analyse.

Mehr Open Source würde
Wirtschaftsleistung erhöhen
Das schade dem Schweizer IT-
Sektor. Dadurch hätten Schwei-
zer Unternehmen keine Mög-
lichkeit, ein Konkurrenzangebot
einzureichen, obwohl sie techno-
logisch gute Lösungen anbieten
könnten.

Oehler von Infomaniak sagt,
AusschreibungenvonVerwaltun-
gen seien oft derart auf Mi-
crosofts Produkte zugeschnit-
ten, dass sie damit «faktisch
einen grossen Teil des Wett-
bewerbs ausschliessen». Dabei
gäbe es durchaus Alternativen,
wie Dienstleistungen von hie-
sigen IT-Firmen wie TI&M, Ad-
novum, Proton, Safeswisscloud
oder Abraxas zeigen. Mit mehr
Aufträgen könnten sie wachsen

und mehr Geld in die Verbesse-
rung ihrer Produkte investieren.

Die BFH schätzt, dass die Stei-
gerung der inländischen Wert-
schöpfung durch strategische
Förderung von Open-Source-
Technologien jährlich mindes-
tens 3Milliarden Franken betra-
gen würde. Die BFH stützt ihre
Berechnung auf eine Studie der
EU, die bei 10 Prozent Mehraus-
gaben für Open-Source-Dienst-
leistungen eine Steigerung von
0,4 bis 0,6 Prozent der Wirt-
schaftsleistung prognostiziert.

Auch Infomaniak könnte pro-
fitieren. Heute würden, so Oeh-
ler, «enorme Summen ohne
langfristige Vision ausgegeben,
ohne lokale Industriepolitik, aber
mit einer starken Abhängigkeit
von ausländischen Akteuren».

Vertiefte Abklärungen
derWettbewerbskommission
Was das konkret heisst, zeigt das
Beispiel von Zürich, wo sich die
Kosten allein für Microsoft zwi-
schen 2019 und 2025vervierfacht
haben (von 7,4 auf 28,4Millionen
Franken). Auf Druck der Politik
prüft die Stadt nun Möglichkei-
ten, dieAbhängigkeit vonMicro-
soft zu reduzieren.

Weil der Wechsel auf Alter-
nativen mit erheblichen techni-
schen und finanziellen Hürden
verbunden ist und Microsoft im
laufenden und im kommenden
Jahr die Preise erneut deutlich
erhöhenwill, hat inzwischen die
Wettbewerbskommission ver-
tiefte Abklärungen aufgenom-
men.Die Erhöhungen bei den Li-
zenzgebühren bei Microsoft 365
könntenHinweise auf unzulässi-
geWettbewerbsbeschränkungen
darstellen, schreibt die Behörde.
«Microsoft befindet sich in einer
Quasi-Monopolstellung», sagt
Oehler von Infomaniak. Diese
erlaube es dem Konzern, dem
Markt seine Entscheidungen auf-
zuzwingen und die Preise regel-
mässig zu erhöhen – «ohne ech-
te Gegenwehr».

In der Praxis würden viele
Kunden weiter zahlen, «nicht
weil die Lösungen optimal sind,
sondern weil sie sich nicht die
Zeit nehmen, Alternativen zu
prüfen». Das schränke, so Oeh-
ler, den Wettbewerb stark ein
und behindere das Aufkommen
europäischer Anbieter.

Tatsächlich wächst der Wi-
derstand gegen die US-Tech-

dominanz. Die Kantone Bern
und Aargau, die Gerichte von
Basel-Stadt und Zürich sind dem
Netzwerk Souveräne Digitale
Schweiz (SDS) beigetreten, des-
sen Ziel es ist, staatlicheNachfra-
ge zu bündeln undOpen-Source-
Alternativen zu fördern.

Inzwischen umfasst dasNetz-
werk, das massgeblich von Mat-
thiasStürmer,demCo-Geschäfts-
führer und Professor an derBFH,
vorangetriebenwird,über 140 In-
stitutionen. Dass das Netzwerk
so starken Zulauf erfährt, sorgt
für deutliche Kritik – etwa sei-
tens der Schweizerisch-Ameri-
kanischenHandelskammer.Alex
Grossenbacher, Berater bei der
Vereinigung, habe es als unzu-
lässige politische Parteinahme
gegen amerikanische Techkon-
zerne bezeichnet, berichtete das
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nicht vom Fleck, kritisiert Marc Oehler,
Chef der Schweizer Firma Infomaniak.
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Onlinemagazin «Republik» die-
seWoche. Er habe bei Behörden,
die im Beirat des Netzwerks SDS
vertreten sind, interveniert und
ihren Austritt gefordert.

Auf Anfrage dieser Zeitung
sagt Grossenbacher, er habe
nicht «interveniert», sondern
«eine Anfrage zur Governance
zur Prüfung gegeben». Dass Da-
tenschutzbeauftragte, die Emp-
fehlungen zurGesetzgebung ab-
geben, sowie technische Fach-
verantwortliche, etwa von der
Stadt Zürich und dem eidgenös-
sischen Justizdepartement, im
strategischen Beirat einer Orga-
nisation sitzen, die eine expli-
zite industriepolitische Agenda
verfolge, werfe «eine legitime
Governance-Frage auf – un-
abhängig davon, ob es um ame-
rikanische, europäische oder
Schweizer Anbieter geht», sagt
Grossenbacher.

Gleichzeitig erreicht das Rin-
gen umdigitale Unabhängigkeit
eine geopolitische Dimension.
Das Vorgehen der USA in der
Grönland-Frage führt dazu, dass
europäische Politiker vermehrt
fordern, Europamüsse seineAb-
hängigkeit von den USA nicht
nur in Verteidigung und Handel
verringern, sondern auch im
Technologiebereich. Denn: Was
gäbe es Schlimmeres als eine
Anordnung der USA, den Zu-
gang der europäischen Länder
zu Clouddiensten oder E-Mail-
Software zu kappen? Diverse
Firmen könnten nichtmehr ope-
rieren.

Aber auch für amerikanische
Technologieunternehmen steht
viel auf dem Spiel. Laut dem
«Wall Street Journal», das sich
auf Daten der US-Regierung
bezieht, exportieren sie so-
genannt digital erbringbare
Dienstleistungen im Wert
von über 360 Milliarden
Dollar nach Europa – dar-
unter Werbung und Tools
für künstliche Intelligenz
(Zahlen von 2024).
Unter den europäischen

Staaten wollen vor allem
Deutschland und Frank-

reich möglichst rasch ihre
US-Abhängigkeit reduzieren.
Deutschland testet eine Open-
Source-Alternative zu Micro-

soft sowohl in den Arbeitsplät-
zen des Digitalisierungsminis-
teriums als auch in einigen
Bundesbehörden. In Frankreich
hat Präsident Emmanuel Ma-
cron die Förderung einheimi-
scher Techfirmen sowie die Lo-
ckerung von EU-Regulierungen
zu einem zentralen Anliegen
gemacht.

Die grössten Sorgen diesbe-
züglich macht sich Dänemark,
denn Trump könnte die extre-
meAbhängigkeit des Landes von
amerikanischen Computerkon-
zernen nutzen, um es zu erpres-
sen. Dänemark ist sehr stark di-
gitalisiert, allemöglichen öffent-
lichen und privaten Leistungen
werden übers Smartphone ab-
gerufen, von Krankenakten bis
zum Fahrausweis.

Holprige Umstellung
in Schleswig-Holstein
Wie aufwendig der digitale Be-
freiungsschlag ist, zeigt das
Beispiel Schleswig-Holstein in
Deutschland. Das Bundesland
kündigte vor einigen Monaten
fast 80 Prozent seinerMicrosoft-
Lizenzen und stellte auf Libre
Office, Open Xchange und Next-
cloud um. Total bringe das jähr-
liche Einsparungen von 15 Mil-
lionen Euro, erklärt Digitalisie-
rungsminister Dirk Schrödter.

Doch die Umstellung sorgte
bei den Angestellten für Kritik –
vor allem auch,weil sie zu unver-
mittelt erfolgt sei. Richter hätten
anfangs ihre Mails nicht öffnen
können, darunter Haftanträge
der Polizei, schreibt die «Frank-
furter Allgemeine». Es hätten
Unterlagen sogar wieder gefaxt
werden müssen.

Inzwischen aber seien die
Probleme behoben. Der zustän-
dige Minister Schrödter ist zu-
frieden – Open Source funktio-
niere so gut wie kommerzielle
Software. Doch Mitarbeitende
klagen über fehlende Funktio-
nen, es seien nun mehr Arbeits-
schritte notwendig als vorher. Im
E-Mail-Programm könne man
bestimmte Vorgänge nicht mar-
kieren.

Auch wenn gemischte Erfah-
rungen vorliegen: Das Experi-
ment in Schleswig-Holsteinwur-
de landesweit beobachtet. Für In-
fomaniak-Chef Oehler ist das der
Weg, den auch Schweizer Behör-
den gehen sollten. Einkaufen sei
eine politische Handlung.

Deckt mit seinem Unternehmen
Infomaniak alle Bedürfnisse der
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